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Berlin, 29. April 2022 
Energiewendewahnsinn: Jede Kilowattstunde zählt und doch stehen 
Wasserkraftwerke vor dem politisch verordneten Aus – mit weitreichen-
den Folgen für Mühlen in Baden-Württemberg, Bayern und Hessen 

„Kleine Wasserkraftanlagen mit einer Leistung bis 500 kW werden aus ökolo-
gischen Gründen künftig nicht mehr gefördert“ – mit dieser Begründung hat 
das Bundeskabinett eine Änderung im Entwurf des EEG 2023 beschlossen, die 
für 90 Prozent aller Wasserkraftanlagen in Deutschland faktisch das Aus be-
deutet! Wasserkraftwerke werden unrentabel und können nicht modernisiert 
werden, wenn sie keine Einspeisevergütung mehr erhalten. Und das, obwohl 
die allermeisten Kraftwerke bereits ihre ökologische Verträglichkeit nachge-
wiesen haben. Vollkommenes Unverständnis über den neuen Gesetzentwurf 
äußert VGMS-Geschäftsführer Peter Haarbeck: „Bundeswirtschaftsminister 
Habeck sucht auf der ganzen Welt verzweifelt nach neuen Energiequellen. Da-
bei liegt das Gute doch so nah! Ohne Not verzichtet der Minister auf viele Mil-
lionen Kilowattstunden aus CO2-freier, importunabhängiger und grundlastfä-
higer Stromproduktion. Für die Energiewende ist das absolut kontraproduktiv!“ 
Das Vorhaben ist zugleich ein Schlag gegen Wertschöpfung und Versorgungs-
sicherheit in regionalen Strukturen und gefährdet die Versorgung mit Getreide, 
Mehl und Brot. „Für viele Mühlenbetriebe im Süden Deutschlands ist die Was-
serkraft ein wichtiges Standbein für den wirtschaftlichen Erfolg, sie sorgt für 
eine nachhaltige, bezahlbare Energieversorgung.“ 

Betroffen von der neuen Gesetzesvorlage sind rund 90 Prozent der 7.300 in 
Deutschland betriebenen Wasserkraftanlagen und damit rund eine Milliarde 
Kilowattstunden Stromerzeugung. Der allergrößte Teil der Anlagen findet 
sich im Süden Deutschlands, in Baden-Württemberg, Bayern und in Hessen. 
Um diese Strommenge zu kompensieren, würden Photovoltaikfelder auf ei-
ner Fläche von rund 2.750 ha benötigt, was rund 3.750 Fußballfeldern ent-
spricht.  

Das Aus der Wasserkraft wird weit größere Kollateralschäden mit sich brin-
gen, als dies auf den ersten Blick ersichtlich ist: Gerade die kleinen Anlagen 
werden häufig von Mühlen betrieben, die den gewonnenen Strom auch für 
den Betrieb ihrer Anlagen nutzen. Mit der eigenen, nachhaltigen und be-
zahlbaren Energie können sie im harten umkämpften Markt ihre Wettbe-
werbsfähigkeit erhalten. 
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Starke regionale Wertschöpfungsketten werden von der Politik immer wie-
der genannt, wenn es darum geht, Antworten auf den Klimawandel zu fin-
den. In den letzten Wochen und Monaten ist die Versorgungssicherheit im-
mer mehr in den Fokus gerückt, auch hier sind stabile regionale Wirtschafts-
strukturen dringend gewünscht. 

Die Mühlenbetriebe nutzen die Wasserkraft seit Jahrhunderten, sie verar-
beiten Getreide aus der Region und verkaufen Mehl, Dunst, Grieß und 
Schrot an Bäckereien und Haushalte in der Region. Alles dies ist aus Gründen 
des Klimaschutzes und aus Gründen der Versorgungssicherheit wichtig und 
gewollt. Ohne den wirtschaftlichen Betrieb der Wasserkraftanlagen werden 
regionale Versorgungsstrukturen massiv geschwächt. 

Gesetzentwurf nimmt völlig falsche Abwägung vor  

In dem Gesetzentwurf ist vorgesehen, dass mit Inkrafttreten des EEG 2023 
neue Wasserkraftanlagen mit einer Leistung bis 500 Kilowatt keine Einspei-
severgütung mehr erhalten. Und dies wird ebenso für bestehende Anlagen 
gelten, die modernisiert werden müssen. „Diese für die vielen Mühlenbe-
triebe in Süddeutschland folgenschwere Änderung des Entwurfstextes 
wurde offenbar in letzter Minute während der Abstimmung mit dem Bun-
desumweltministerium (BMUV) vorgenommen“, vermutet Peter Haarbeck, 
„wir halten sie für absolut unverständlich und kontraproduktiv!“. 

Als Begründung heißt es aus dem Klimaschutzministerium, dass kleine Was-
serkraftanlagen gewässerökologisch nicht verträglich seien. Dem wider-
spricht der Bundesverband Deutscher Wasserkraftwerke BDW entschieden, 
der auch alle Mühlenbetriebe vertritt, die auf die Wasserkraft setzen. 

„Die Begründung des Klimaschutzministeriums ist nicht stichhaltig“, sagt 
auch Peter Haarbeck und ergänzt: „mit Blick auf die Gewässerökologie hel-
fen letztlich nur Einzelfallbetrachtungen. Eine allgemeingültige, für alle Ge-
wässer zutreffende potentielle Gefahr für die Gewässerökologie durch 
kleine Wasserkraftanlagen gibt es nicht. Außer Acht gelassen werden dabei 
auch vollständig die seit Jahrzehnten von den Betreibern getroffenen Maß-
nahmen zur Verbesserung der ökologischen Verträglichkeit der Anlagen. In-
vestitionen, die sich künftig nicht mehr rechnen werden.“ 

„Jede Kilowattstunde zählt“ – den Worten auch Taten folgen lassen! 

Wie soll die Energiewende gelingen: Ein schneller Ausstieg aus der Kohle, 
der finale Ausstieg aus der Kernenergie, die schnelle Reduzierung der Ab-
hängigkeit von fossilen Energieträger insbesondere aus Russland – und zu-
gleich wird „mit leichter Hand“ die Beschneidung der Wasserkraft als zuver-
lässiger Energielieferant beschlossen? 

Anders als Windkraft oder Photovoltaik unterliegt die Wasserkraft nur ge-
ringen Schwankungen. Sie ist gerade in Süddeutschland ein Eckpfeiler einer 
stabilen, regionalen Energieversorgung und damit ein wichtiger Baustein im 
Energiemix. 

Es ist nicht zu vertreten und nicht zu erklären, immer größere Hürden für die 
Stromerzeugung durch Wasserkraft zu errichten – vielmehr gehören beste-
hende Hürden abgebaut! Der vorliegende Gesetzentwurf geht in die völlig 
falsche Richtung. Wir fordern Bundesregierung und Bundestag dringend 
auf, die Rolle kleiner Wasserkraftanlagen für die regionale, nachhaltige Ver-
sorgung ausdrücklich zu stärken und deren Betrieb auch künftig zu fördern 
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und das überwiegende öffentliche Interesse für die Wasserkraft anzuerken-
nen! 

Verband der Getreide-, Mühlen- und Stärkewirtschaft VGMS 

Im VGMS sind 575 Unternehmen organisiert, von mittelständischen, fami-
liengeführten Unternehmen bis hin zu großen internationalen Konzernen. 
In den Betrieben werden rund 15 Millionen Tonnen landwirtschaftlicher Roh-
stoffe verarbeitet, unter anderem Weizen, Roggen, Hafer, Hartweizen, 
Mais, Reis und Stärkekartoffeln. Die Unternehmen sind wichtige Partner der 
Landwirtschaft sowie von Lebensmittelhandwerk, Industrie und Handel. Die 

Produktpalette reicht von Mehl über Haferflocken, Frühstückscerealien, Nu-
deln und Reis bis zu nativen und modifizierten Stärken sowie Stärkeverzu-
ckerungsprodukten. In Deutschland und darüber hinaus versorgen die Un-
ternehmen Tag für Tag Millionen Menschen mit hochwertigen, sicheren und 
zugleich preiswerten Lebensmitteln. Daneben stellen sie Produkte für die 
chemisch-technische und pharmazeutische Industrie sowie Einzelfuttermit-
tel für die Tierernährung her. 

Mit ihren rund 12.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erwirtschaften die 
im VGMS zusammengeschlossenen Branchen einen Umsatz von etwa sie-
beneinhalb Milliarden Euro, mit ihren Produkten sind sie weltweit erfolg-
reich. Der VGMS vertritt ihre wirtschafts- und sozialpolitischen Interessen 
gegenüber deutschen und europäischen Institutionen. 
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